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Finanzausgleich: SPÖ, ÖVP und FPÖ wollen mehr
Geld

250 Millionen Euro würden an Linz gehen

Oberösterreich. Politisch sind sie sich nicht immer grün, aber gegen den Bund halten
schwarz, blau und rot diesmal zusammen. Also auf der Ebene des Städtebundes, in Bezug
auf den Finanzausgleich, der gerade verhandelt wird.

Der Linzer SPÖ-Bürgermeister Klaus Luger, seine SPÖ-Kollegin Sabine Naderer-Jelinek
aus Leonding, FPÖ-Bürgermeister Andreas Rabl aus Wels und ÖVP-Bürgermeister Anton
Froschauer aus Perg ziehen an einem Strang: Der Finanzausgleich soll zugunsten der
Städte und Gemeinden verändert werden. In Zahlen lautet der Verteilungsschlüssel
derzeit laut den Bürgermeistern: 68 Prozent gehen an den Bund, 20 Prozent an die Länder,
12 Prozent an die Gemeinden.

Die Forderung aus Oberösterreich, die zur Unterstützung der Verhandler auf
Gemeindeseite auch dem Städtebund samt Argumentationsgrundlage übermittelt wird:
Die rund 20 Prozent für die Länder bleiben unangetastet, aber vom Bund sollen 6 Prozent
an die Gemeinden gehen. Sprich: 18 Prozent der Mittel sollen künftig den Gemeinden
zur Bewältigung ihrer Aufgaben zur Verfügung stehen, 62 Prozent sollen beim Bund
verbleiben.

Für Linz würde das Mehreinnahmen in der Höhe von 250 Millionen Euro bedeuten, für
Wels etwas mehr als 60 Millionen Euro. Prinzipiell, so SPÖ-Bürgermeister Klaus Luger,
wäre es ja längst an der Zeit, über eine „aufgabenorientierte Abgeltung“ zu reden. Weil
das schon über Jahrzehnte nicht erfolgt sei, und die Kommunen immer neue Aufgaben
übertragen bekommen hätten, gehe man nun mit dieser Forderung in die Verhandlungen.

Vielfältige Aufgaben

Begründet wird das einerseits eben mit jenen neuen Aufgaben, aber auch mit neuen
Herausforderungen wie Klimaschutz, Energiewende und digitale Transformation,
die vielfach von den Städten und Gemeinden zu stemmen seien, sind sich die vier
Bürgermeister einig. Naderer-Jelinek: „Jetzt geht es nach dem Prinzip: Den Letzten beißen
die Hunde.“ In ihrer Gemeinde ist der Finanzbedarf für die Kinderbetreuung innerhalb
eines Jahres von 4,5 auf sechs Millionen Euro gestiegen. Der gemeinsame Auftritt sei
gewählt worden in der Hoffnung, „dass uns jemand hört“.

Bürgermeister Luger ergänzt: „Mit einem Arbeitskreis und Versprechungen geben wir uns
nicht mehr zufrieden.“

Kämpferisch zeigte sich auch Rabl (FPÖ), der die Frage nach einem Streik der Gemeinden
in den Raum stellte, „ohne einen Streik androhen“ zu wollen.

Bild: Anton Froschauer (ÖVP, Perg), Andreas Rabl (FPÖ, Wels), Sabine Naderer-Jelinek (Leonding) und Klaus
Luger (Linz, beide SPÖ) ;
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Am Freinberg steht laut „Linzer Grüngürtel schützen“ der Klimaschutz mit der Modernisierung der Hochschule im Konflikt
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Vergewaltigung:
Teilbedingte Haft
Kärnten. Ein 28-Jähriger
wurde amMontag am Straf-
landesgericht Klagenfurt
wegen Vergewaltigung zu 16
Monaten Haft, davon zwei
unbedingt, verurteilt: Er soll
vor fast zehn Jahren zwei
damals 13-jährigeMädchen
vergewaltigt haben. Der Fall
wurde erst durch Social-
Media-Aktivitäten eines der
Opfer vor zwei Jahren
bekannt. Die Übergriffe sollen
nach Discobesuchen passiert
sein: DieMädchen kamen da
– unabhängig voneinander –
mit dem damals 19-Jährigen
in Kontakt. Ein Opfer soll er
bei sich zu Hause, eines im
Waldmissbraucht haben. Das
Urteil ist nicht rechtskräftig.

Cyberattacke gegen
die Universität Graz
Steiermark. Hacker versuch-
ten amWochenende einen
Cyberangriff auf die Univer-
sität Graz: Der Angriff auf die
IT-Infrastruktur sei beim rou-
tinemäßigen Sicherheits-
check durch den Informatik-
dienst der Uni festgestellt
worden, hieß es amMontag.
Nach bisherigemWissens-
stand dürften keine Daten
verschlüsselt oder abgesaugt
worden sein. AmWochen-
ende fuhr die Uni ihre IT in
weiten Teilen herunter, Mit-
arbeiter und Studierende
konnten nicht auf ihr Online-
System zugreifen. Der Cyber-
angriff war nicht der Erste:
Zuletzt gab es im Jänner
2020 eine eMail-Attacke.

Drei Trickbetrüger
in U-Haft genommen
Oberösterreich. Das Landes-
kriminalamt Oberösterreich
fasste in den vergangenen
Tagen drei Mitglieder einer
internationalen Telefonbe-
trügerbande, sie sitzen in U-
Haft. Ihnenwerden Strafta-
ten in Ober- und
Niederösterreichmit einer
Schadenshöhe von rund
700.000 Euro angelastet. Die
beiden 24-Jährigen und der
20-Jährige gehören zu einer
Gruppe Trickbetrüger, die
ältereMenschen im Visier
haben: Sie gaukeln den
Senioren vor, in der Nachbar-
schaft würde eingebrochen
und sie würden als Polizisten
Geld undWertsachen in
Sicherheit bringen.

Land fördert Ausbau
von PV-Anlagen
Steiermark. Auf Dächern von
Gemeindeämtern, Rüsthäus-
ern, Vereinsgebäuden sowie
Volksschulen oder Kinder-
gärten sollen künftigmehr
Photovoltaikanlagen errich-
tet werden. Das Land Steier-
mark fördert solche Projekte
heuermit drei Millionen Euro
aus demKlimafonds. Ansu-
chenmüssen die Gemeinden,
das geht auch in einem
Antrag fürmehrere Gebäude,
die imGemeindeeigentum
stehen. Die Förderhöhe ist
nach Steuerkraftquote gestaf-
felt, die Obergrenze liegt bei
110.000 Euro.

NAMENSTAG, 7.2.
Lukas, Mathilde, Richard

Bilanz 2022: Mehr Risse durch Wölfe
Tirol. In Tirol wurden im Vorjahr insgesamt 19 Wölfe und
drei Bären nachgewiesen. Das geht aus dem Jahresbericht
zu Großraubtieren hervor, teilte das Land am Montag mit.
Mit 413 gerissenen und 527 als vermisst eingestuften Nutz-
tieren wurde ein deutlicher Anstieg im Vergleich zu 2021
verzeichnet, damals ging es um insgesamt 619 Tiere.
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Fakten
Curt Kühne
war einst Stadtbau-
direktor von Linz. Er
hat die Entwicklung
der Stadt entschei-
dend geprägt, bis
heute erinnert die
Kühne-Straße an ihn.

Die Siedlung
wurde in den Jahren
1927 bis 1931
erbaut. Damit wurde
auch für die armen
und schuftenden
Arbeiter Wohnraum
geschaffen, im Sinne
der Gartenstadt-
Bewegung in Europa

18
Wohnhäuser
umfasst die Sied-
lung. Sieben davon
können laut Stadt
und Denkmalamt
nicht mehr gerettet
werden

Dietmar Prammer
SPÖ-Planungsstadtrat

„Stadtbaudirektor
Kühne hätte

wohl gewollt, dass
Menschen in seiner

Siedlung leben können“
Lorenz Potocnik

Linz Plus

„Die Leitung des
Bundesdenkmalamtes
hat die sieben Häuser

zum Abschuss
freigegeben“
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250 Millionen Euro würden an Linz gehen
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Anke Bockreis
Uni-Professorin

„Die Fakten liegen auf
dem Tisch, aber es

passiert zu wenig. Es
braucht Protestformen,

die gesehen werden“
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„Villach 2033“: Ergebnisse des Bürgerrats
Kärnten. Aus 600 per Zufallsprinzip ausgewählten Bewohne-
rinnen und Bewohnern von Villach wurden 21 in den Bürgerrat
gewählt, der sich über die Entwicklung der Stadt Gedanken
machte. Die Ergebnisse werden am Donnerstag präsentiert.

STADT VILLACH / BERESLAVSKAYA

Soko Linz startet heute Abend
Oberösterreich. Mit einer Doppelfolge startet Soko Linz heute,
Dienstag, ab 20.15 Uhr auf ORF 1, in die zweite Staffel. In „Herz-
stiche“ und „Spurlos“ ermittelt Dan Gawlowski als Kommissar
Ben, Paula Hainberger aus Linz spielt seine Tochter Emilia.

ORF/GEBHARDT PRODUCTIONS/STEFANIE LEO

Bürgerinitiative kritisiert Pläne zur Erweiterung der Pädagogischen Hochschule

Oberösterreich. Bildung und
Klimaschutz sieht man selten
im Konflikt. Das neueste Pro-
jekt der Diözese Linz am
Freinberg beweist jedoch das
Gegenteil. Geplant ist eine
tiefgreifende technische und
thermische Sanierung der
Hochschule, die eine Moder-
nisierung und eine damit ver-
bundene Attraktivität der
Einrichtung mit sich bringen
soll.

Durch die Modernisie-
rung sollen auch neue Lehr-
und Fachkräfte angesprochen
werden. Ein gemeinsamer
Campus würde außerdem die
Kosten für den Erhalt und den
Betrieb senken. Auch die At-
traktivität für Studierende
und die Dynamik in For-
schung und Lehre würden
gesteigert werden. Die Sanie-

rung ist sehr sensibel und kos-
tenintensiv. Sie steht unter
der finanziellen Beteiligung
des Landes Oberösterreich
und der Republik Österreich.
Und in enger Abstimmung
mit dem Bundesdenkmalamt.
Die Kostenschätzung beträgt
rund 70Millionen Euro.

Das Modernisierungspro-
jekt steht jedoch im Konflikt
mit dem Schutz des Grüngür-
tels am Freinberg, kritisiert
die Bürgerinitiative „Linzer
Grüngürtel schützen“ das
Vorhaben. Denn der Grüngür-
tel stehe unter Denkmal-
schutz, so Christian Trüben-
bach, Sprecher der Initiative.

Denn diese Ausweitung
der Hochschule würde eine
weitere Verkleinerung der
Kaltluftschneise am Frein-
berg bedeuten. Diese sei aller-

dings besonders wichtig für
die Linzer Innenstadt, wie
eine Stadtklimaanalyse ge-
zeigt hat. Trübenbach fürch-
tet, dass eine Ausweitung des
Campus, ohne massiv in die
Natur einzugreifen, unmög-
lich sei.

Weil die Diözese nun
überlegt, alle tertiären Stu-
dienmöglichkeiten in Linz an
diesem Standort zusammen-
zulegen, wird auch eine Er-
weiterung des räumlichen
Angebots überlegt.

Erweiterung ins Grüne
Daraus folgert der Sprecher
der Bürgerinitiative, dass ein
Neu- beziehungsweise Aus-
bau ins Grünland abzusehen
sei. Und er ist überzeugt, dass
eine Erweiterung des Gebäu-
des nicht mit dem Ziel von

Linz, Klimahauptstadt zuwer-
den, zusammenpasst.

Die Bürgerinitiative be-
tont in diesem Zusammen-
hang auch, dass jedenfalls
Anrainerrechte zu berück-
sichtigen seien. Trübenbach:
„Es hört sich schon wieder al-
les so fix und beschlossen an,
das ist unverständlich für so
ein sensibles Areal mitten in
der Kaltluftschneise und dem
Naherholungsgebiet.“

Seitens der Diözese wird
betont, dass es sich zum jetzi-
gen Zeitpunkt nur umÜberle-
gungen handle. Ab Februar
2023 beginnt der EU-weite
Planungswettbewerb. Bis
Herbst 2023 soll ein General-
planer ermittelt werden. Der
Baubeginn wird laut Diözese
frühesten 2026 sein.

LAURA HESS

Stadt lässt eigenes Erbe schleifen
Oberösterreich. Die Arbeitersiedlung in der Sintstraße steht für visionäre Architektur und das „rote Linz“.

Bald muss ein Teil der Wohnhäuser Neubauten und einer Tiefgarage weichen – das sorgt für Kritik

VON MICHAELA HÖBERTH

Als der damalige Stadtbaudi-
rektor Curt Kühne seine Sied-
lung in der Sintstraße
entwarf, dachte er an die
Arbeiter, das Proletariat, das
trotz der Wirren der Zwi-
schenkriegszeit ein ordentli-
ches Dach über dem Kopf be-
kommen sollte. Und nicht nur
das: Die Bewohner sollten
auch Grünanlagen vor der
Haustüre haben, die zugleich
als Garten und Gemein-
schaftsraumdienen sollten.

Eine Idee also, die heute
zeitgemäßer ist denn je – und
zugleich ein politisches State-
ment, das auch 90 Jahre nach
seiner Erbauung für das „rote
Linz“ steht. Nun dürften die
Tage für einen Teil der histori-
schen Anlage aber gezählt

sein; am Montag trat der Bei-
rat für Stadtgestaltung zu-
sammen. Thema unter ande-
rem: Ein Projekt der Strabag
und der Gemeinnützigen
Wohngemeinschaft der Stadt
Linz, das einen Abriss von sie-
ben der 18Häuser in der eins-
tigen Vorzeige-Siedlung vor-
sieht. Stattdessen sollen dort
Neubauten entstehen, ebenso
wie eine Tiefgarage.

Zwar hat der Beirat eine
Wiedervorlage des Projekt-
plans mit Nachbesserungen
gefordert, de facto steht aber
fest: Das Vorhaben wird um-
gesetzt – den jahrelangen Dis-
kussionen um die Zukunft
des Areals und der vielen Kri-
tik zum Trotz. Politisch mach-
te sich vor allem Linz Plus für
den vollständigen Erhalt der
Siedlung stark. Gemeinderat

„Die neue Leitung des
oberösterreichischen Bundes-
denkmalamtes hat die sieben
Häuser zum Abschuss freige-
geben, ohne auch nur einen
Entwurf gesehen zu haben“,
kritisiert Potocnik. Ihm blutet
angesichts des Vorhabens das
Herz; Kühnes Projekt sei „ge-
baute Sozialdemokratie“. Zu-
dem sei die Arbeitersiedlung
ein international bedeutsa-
mes Beispiel für eine Garten-
stadt, ein architektonisches
Modell, das sein Ursprung
einst in England hatte.

Völlig anders sieht das
SPÖ-Planungsstadtrat Diet-
mar Prammer. „Kühne hätte
aber wohl auch gewollt, dass
Menschen in seiner Siedlung
leben können“, kontert er.
Das sei in den desolaten Ge-
bäuden nämlich nicht mehr

möglich. Kurzsichtig gehan-
delt zu haben, das will er sich
nicht nachsagen lassen; die
Stadt habe als frühere Eigen-
tümerin lange versucht, das
Areal zu retten. Unterm
Strich habe es jedoch an den
finanziellenMitteln gefehlt.

Das Projekt ermögliche
laut Prammer nun ein Neben-
einander von Alt und Neu:
von den geplanten Neubau-
ten am Rand der Siedlung

ebenso wie von den histori-
schen Gebäuden um den
zentralen Anger, die auch we-
sentlich den Gartenstadt-
Charakter ausmachen wür-
den. „Dieser Altbestand soll
aufwendig saniert werden
und Wohnen wieder ermögli-
chen“, so der Stadtrat.

Das Bundesdenkmalamt
hat das Vorhaben bereits ab-
gesegnet. „Diese Hybridlö-
sung ist ein sehr gangbarer
Weg, der die sensible Sanie-
rung von Bestandsbauten mit
einem Weiterdenken und
Weiterentwickeln des kultu-
rellen Erbes verbindet“, heißt
es in einer Stellungnahme zu
dem Projekt. Eine Sanierung
der sieben Häuser, die bald
Geschichte sein werden, kön-
ne weder denkmalgerecht
noch kostenrelevant erfolgen.

Lorenz Potocnik, seines Zei-
chens studierter Architekt,
hatte bis zuletzt darauf ge-
hofft, dass der Beirat zurück-
rudert. Vor allem, da die Sied-
lung 2012 noch gesamtheit-
lich unter Denkmalschutz ge-
stellt wurde. 2020 wurde sie
jedoch an den Höchstbieter
verkauft, und das Landeskon-
servatorat des Bundesdenk-
malamtes hat den Abriss der
siebenGebäude ermöglicht.

Oberösterreich. Politisch sind
sie sich nicht immer grün, aber
gegen den Bund halten
schwarz, blau und rot diesmal
zusammen. Also auf der Ebene
des Städtebundes, in Bezug
auf den Finanzausgleich, der
gerade verhandelt wird.

Der Linzer SPÖ-Bürger-
meister Klaus Luger, seine
SPÖ-Kollegin Sabine Nade-
rer-Jelinek aus Leonding,
FPÖ-Bürgermeister Andreas
Rabl aus Wels und ÖVP-Bür-
germeister Anton Froschauer
aus Perg ziehen an einem
Strang: Der Finanzausgleich
soll zugunsten der Städte und
Gemeinden verändert wer-
den. In Zahlen lautet der Ver-
teilungsschlüssel derzeit laut
den Bürgermeistern: 68 Pro-
zent gehen an den Bund, 20
Prozent an die Länder, 12
Prozent an die Gemeinden.

Die Forderung aus Ober-
österreich, die zur Unterstüt-
zung der Verhandler auf Ge-
meindeseite auch dem Städ-
tebund samt Argumenta-
tionsgrundlage übermittelt
wird: Die rund 20 Prozent für
die Länder bleiben unange-
tastet, aber vom Bund sollen
6 Prozent an die Gemeinden
gehen. Sprich: 18 Prozent der
Mittel sollen künftig den Ge-
meinden zur Bewältigung
ihrer Aufgaben zur Verfügung
stehen, 62 Prozent sollen
beimBund verbleiben.

Für Linz würde das Mehr-
einnahmen in der Höhe von
250Millionen Euro bedeuten,
für Wels etwas mehr als 60

Finanzausgleich: SPÖ, ÖVP
und FPÖ wollen mehr Geld

Millionen Euro. Prinzipiell, so
SPÖ-Bürgermeister Klaus Lu-
ger, wäre es ja längst an der
Zeit, über eine „aufgaben-
orientierte Abgeltung“ zu re-
den. Weil das schon über
Jahrzehnte nicht erfolgt sei,
und die Kommunen immer
neue Aufgaben übertragen
bekommen hätten, gehe man
nun mit dieser Forderung in
die Verhandlungen.

Vielfältige Aufgaben
Begründet wird das einerseits
eben mit jenen neuen Aufga-
ben, aber auch mit neuen He-
rausforderungen wie Klima-
schutz, Energiewende und
digitale Transformation, die
vielfach von den Städten und
Gemeinden zu stemmen
seien, sind sich die vier Bür-
germeister einig. Naderer-Je-
linek: „Jetzt geht es nach dem
Prinzip: Den Letzten beißen
die Hunde.“ In ihrer Gemein-
de ist der Finanzbedarf für die
Kinderbetreuung innerhalb
eines Jahres von 4,5 auf sechs
Millionen Euro gestiegen. Der
gemeinsame Auftritt sei ge-
wählt worden in der Hoff-
nung, „dass uns jemand hört“.

Bürgermeister Luger er-
gänzt: „Mit einem Arbeits-
kreis und Versprechungen ge-
ben wir uns nicht mehr zu-
frieden.“

Kämpferisch zeigte sich
auch Rabl (FPÖ), der die Fra-
ge nach einem Streik der Ge-
meinden in den Raum stellte,
„ohne einen Streik androhen“
zuwollen. JOSEF KLEINRATH

Die Klimaschützer wurden
in Graz und Innsbruck sesshaft

Protest. Aktivisten kündigten zudem „Welle“ an Maßnahmen in Wien an

VON ELISABETH HOLZER-OTTAWA

Eineinhalb Stunden in Inns-
bruck, 15 Minuten in Graz:
Zeitgleich gab es am Montag
im Frühverkehr Protestaktio-
nen der „Letzten Generation
Österreich“.

In Graz blockierten drei
Aktivisten die Grabenstraße,
in Innsbruck waren weit
mehr Protestierende aktiv:
Fünf Personen klebten sich
an der Fahrbahn der Otto-
Herzog-Straße fest, einer der
wichtigsten Einfahrtsstra-
ßen der Tiroler Landes-
hauptstadt. Sie waren im
Gegensatz zu ihren Grazer
Mitstreitern nicht allein:
Hinter ihnen standen zahl-
reiche Wissenschafter der
Universität Innsbruck sowie
der Privatuniversität UMIT.
unter ihnen Virologin Doro-
thee von Laer, Anke Bock-
reis, Professorin für Abfallbe-
handlung und Ressourcen-
management sowie Georg

Kaser, bis 2021 Dekan der
Fakultät für Geo- und Atmo-
sphärenwissenschaften.

Sie erklärten sich mit den
Forderungen der „Letzten
Generation“ solidarisch. „Die
Fakten liegen auf dem Tisch,
es passiert viel zu wenig“,
kritisierte Bockreis. „Die
Wissenschaft schafft es
nicht, die Dringlichkeit von
Maßnahmen so zu kommu-
nizieren, dass sie auch ge-
setzt werden. Daher braucht
es Protestformen, die gehört
und gesehen werden, die
aufregen.“ Kaser, als mehr-
maliger Leitautor des Welt-
klimarates einer der bekann-

testen österreichischen Kli-
maforscher, betonte, er habe
kein Verständnis, wenn nach
höheren Strafen für die Akti-
visten gerufen werde: „Es ist
erstaunlich, wie viel Energie
darauf verschwendet wird,
die Überbringer der Bot-
schaft anzugehen anstatt die
Botschaft zu hören.“

Bekannte Forderungen
In beiden Landeshauptstäd-
ten gab es bereits mehrmals
Aktionen der „Letzten Gene-
ration“, sie sich imGegensatz
zu anderen Städten
ausschließlich auf überra-
schende Straßenblockaden
beschränkten. Sie forderten
unter anderem Tempo 100
auf den Autobahnen und ein
absolutes Verbot von Fra-
cking in Österreich, einer
umstrittenen Methode, Erd-
gas zu fördern. Obwohl die
Protestaktion in Graz nur
kurz war, gab es im Frühver-
kehr umfangreichen Stau.

Ebenso in Innsbruck, auch
wenn die Polizei den Kfz-Ver-
kehr umleitete. Sowohl in
Innsbruck als auch in Graz
gaben die Protestierenden
die Straßen freiwillig wieder
frei, die Polizei musste die
Blockaden nicht auflösen.

Gemeinsamer Protest
In Wien könnte kommende
Woche aber wieder mehr los
sein. Die „Letzte Generation“
kündigte an, eine „Welle“ an
Maßnahmen zu starten, die
zwei Wochen dauern sollen.
Auch der Start wurde bereits
bekannt gegeben: 13. Febru-
ar, 8 Uhr, Treffpunkt Wiener
Sezession.

Die Klimaschützer hof-
fen, dass sich auch viele
nicht in der „Letzten Genera-
tion“ organisierte Privatper-
sonen anschließen und der
Straßenverkehr gemeinsam
zum Stillstand gebracht wer-
de. Dann sei auch Ankleben
nichtmehr notwendig.

Österreich
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Die Pädagogische Hochschule der Diözese Linz am Freinberg

19 Wölfe wurden im Vorjahr in Tirol nachgewiesen

Anton Froschauer (ÖVP, Perg), Andreas Rabl (FPÖ, Wels), Sabine
Naderer-Jelinek (Leonding) und Klaus Luger (Linz, beide SPÖ)

Hinter den Aktivisten in Innsbruck standen am Montag viele Wissenschafter, die die Forderungen der Klimaschützer unterstützen

Immer gut informiert
Tagesaktuelle Nachrichten und
vieles mehr gibt es laufend auf
KURIER.at/chronik/oesterreich

Die äußeren
Gebäude in der

Sintstraße sollen
abgerissen und

durch Neubauten
ersetzt werden


